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VO: Richter oder ME gesunden Menschenvertrstand des Mannes auf der Straße
formuliert, gelten oftenbar 1Ur in hypothes!I1, aber ben deswegen uch für jeden
enkbaren Fall, immer diese hypothesis aktuell werden mMag; allzuleicht ber
VELrSCSSCIHL WIr, daß dieser unserer Aussage 1Ur hypothetische Geltung zukommt,
7zumal WIrL sS1e 1m allgemeinen schon mMI1t Rücksicht auf die notwendige Kürze
formulieren, daß S1e den täuschenden Eindruck erweckt, allgemeingültig se1n
oder Allgemeingültigkeit beanspruchen. Recht verstanden, besagt die klas-
sische Unterscheidung PCI conclustonem PCI determinationem (sie wıird 1in dem
uch IST überraschend spat eingeführt) im Grunde schon das gleiche, wofern
WIr ‚determinatio‘ dahin verstehen, daß nıcht der Gesetzgeber alleın ‚‚determ1-
niert”, verschiedene Möglichkeiten sich ihm DA Wahl anbleten, zwischen
denen entschieden werden mMUß, sondern VOT allem die ständig sich wandelnden
Gegebenheiten ‚‚determinieren‘“‘“, indem Ss1e immer wieder ein anderes Verhalten
j;gebileten:. (3anz Sp1tz möchte ich CN wandelbares Naturrecht benötigt 11UL
den Subsumptionstechniker, der jeden „Fall®: durch Subsumption lösen wull ;
braucht für jeden Einzelfall einen eigenen naturrechtlichen Obersatz, f: die in
Allgemeinbegriffen vortormulierte Lösung sel1nes Falles. Wer bere1it ist und siıch
der Mühe unterzieht, seine ‚„Fälle‘® visceribus causae‘ ‚lege artıs‘ lösen, dem
eistet die yorpositive naturrechtliche Norm mit ihrem Wertgehalt alles, wWwas
braucht. Vielleicht ist die Mutmaßung nicht unbegründet, daß uch andere,
vielleicht O: die meisten Kontroversen über Fragen des Naturrechts mehr im
Ringen den melisten sachgerechten sprachlichen Ausdruck als 1n sachlichen
Meinungsverschiedenheiten ihren Grund haben

Wirklich ernsthafte, noch ungelöste sachliche Schwierigkeiten behandelt Verf£.
1m Schlußteil ‚„‚Erkenntnistheoretische Probleme der traditionellen Naturrechts-
lehre**» dieser 'e1l Ww1e uch die „„Zusammenfassung“‘ (339-36 VeEeL-
dienen die höchste Anerkennung als wirklich hervorragende Leistung. Die g-
Sa Darstellung, namentlich ber der Schlußteıil, verrät, daß der Verf. der tradi-
tionellen Naturrechtslehre VO' Herzen zugetan ist unbeschadet einer mMuster-
haften Objektivität. Schr begrüßen ist die einfache Sprache, die dem Leser das
Verständnis schr erleichtert; in demn uch o1bt 1Ur ein einziges Satz-
ungeheuer VO Zeilen Eın Widerspruch scheint bestehen zwischen
Anm 139 auf 296 un der ihr gegenüberstehenden Anm 143 auf 297 1er
„„sechr umfassende Stellungnahme‘““, dort ‚„relatıv knappe Darstellung‘‘. Die
wertvolle Studie VO  - Schambeck, AJder Begriff der ‚Natur der Sache‘ “* (Wıenwird 2()4 zitiert, fehlt ber 1im Literaturverzeichnis. 102, ist

‚‚Körperschaft“ wohl ‚„KÖörper£kraft‘‘ lesen.
Nell-Breuning,

Civitas. AahYDUC Jür Christliche Gesellschaftsordnung, hrsg. VO: Heinrich Pesch
Haus Mannheim. Bd. 80 (240 5 Mannheim 1968, Pesch-Haus Verlag.29.50
Den wichtigsten, zugleic angriffigsten Beitrag diesem and hat die

Schriftleitung mit Recht die Spitze gestellt: ‚„‚Christliche Gesellschaftslehre im
Zeitalter des Pluralismus‘“ VO: Herder-Dorneich (9—-20 Zutreffend stellt der
Verf. fest, daß die Situation der pluralistischen Gesellschaft für die christliche
Soziallehte (allerdings nıcht für Ss1e ein!) etwas Neues ist. Namentlich die

apste ausgesprochensten wohl Leo XI1L1 haben cdie Prinzipien der Sozial-
un speziell der Staatsphilosophie entwickelt, als ob die Welt katholisch ware
un daher uch LU darum gehe, diese Prinzipien auf ine 1im katholischen
Glauben einige Welt anzuwenden; ‚‚der Staat““ bei Leo D: ist der katholische
Glaubensstaat : ‚„„die Arbeiter“‘, die sich in seiner Sozlalenzyklika SOrgtT,sind katholische Atbeiter, in deren Vereinigungen daher die relig1ösen Dinge den
ersten Platz einnehmen. In den seither verflilossenen Jahrzehnten hat die Kirche
sich mehr und mehr davon überzeugt, da S1e der Tatsache, daß der größte eil

Welt nıcht L1LLUTr nıiıcht katholisch, uch nıcht christlich 1St; ja nıcht einmal deninen wahren Gott glaubt, nicht LIUT durch die Aussendung VO  = Missionaren
echnung tragen hat, deren Aufgabe ist, die Welt katholisch MmacCheNn,sondern daß S1e sich selbst Gedanken darüber machen muß, w1e ine Welt, ine

menschliche Gesellschaft ordnen 1st oder überhaupt gyeordnet werden könnte,
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die in ihren Grundüberzeugungen und 1n den Grundwerten, die S1e sich hält,
nıcht übereinstimmt, Ja außerst weilt auseinandergeht. In weiten relsen hat 1iNAa:  e
dafür ine Lösung, die ebenso einfach Ww1e radıikal ist, den I'ndifferentismus : w as in
den etzten Fragen wahr ist, kannn 1L1A:  a nıcht wissen; „ AWerte:. kannn 1NA:  } nıcht
beweisen; Iso kann jeder für wahr halten, W ihm vefällt, und sich die Werte
halten, die ihm persönlich ZUSagCNH. Diese Lösung, die in Wirklichkeit den Ver-
Zicht auf 1ne Lösung, den olatten Nıhilismus bedeutet, ist für die Kirche unNnan-
nehmbar. Daraus folgt allerdings nicht, daß S1e bere1its über ine fertig ausgearbel-
tetfe Lösung verfügt, sondern zunächst NUur, daß S1e darum bemüht se1n muß
Über Schritte sind diese Bemühungen noch nıcht hinausgekommen.
Hs s1ieht die Dinge anders. HKr meint, die katholische Soz1allehre habe bisher

ausgesehen wI1e 1ine „Sammlung VO: Lehrsätzen und allgemeinen Anwelisungen‘‘,
die ‚„lediglich kennenzulernen und anzuwenden‘“‘“ wären; „„1m (Ganzen WAar OTLTAaUSS-
entschieden‘‘ (9) Glücklicherweise behauptet N habe ausgesehen; dem
ist entnehmen, daß tatsächlich angesehen hat, doch folgt daraus noch
längst nicht, daß dem wirklıch WAr. In einzelnen Fragen, beispielsweise der
Gewerkschaftsfrage, hat die Kıirche gelegentlich Weisungen gegeben; solche
Weisungen sind ber keine Lehrsätze, nıcht einmal ‚„„allgemeine Anweisungen‘‘,
sondern Weisungen für konkrete Fälle, nıcht anders, als WE Pıus die franzÖö-
sischen Katholiken anwIlies, sich auf die VO  a der damaligen kirchenfeindlichen
Gesetzgebung ihnen aufgedrängten ‚‚Kultassoziationen‘‘ nicht einzulassen; die
Haltung der französischen Politik konnte sich wandeln, und der Nachfolger
Pius hat dementsprechend seine Haltung geändert und 1ne andere Weisung
erteilt; das Wwar lange VOL 1959 und hat mit Pluralismus nichts TU:  =)

Miıt Befriedigung itiert H.-D die Waliraffsche Formel ‚„die katholische So7z1al-
lehre ein Gefüge VO: oftenen Sätzen‘“ . der Sinn, den ihr beilegt, ist allerdings
schr bedenklich. Nach H.- ware diese Formel die ‚„‚kopernikanische Wende ZU
Pluralismus‘‘ (9) obendrein S wI1e den Pluralismus versteht. In Wirklichkeit
ist die Wallrafische Formel ine Klarstellung: die katholische Soziallehre WAar nIE-
mals, ist nicht und wıird nıemals se1n jene „Sammlung VO Lehrsätzen und allge-
meinen Anweisungen‘‘, die 11UTr ‚‚kennenzulernen und anzuwenden‘“‘ o1lt, w1ie
s1e H: erschien; im Gegenteil, ihre Sätze und sind, WAas ihr ja DEIN in
verächtlichem Ion votgeworfen wurde, VO  - grundsätzlicher Allgemeinheit,
daß S1e für die Anwendung für die immer wieder anders gelagerten Sachverhalte
einen außerordentlich weiten Entscheidungsspielraum ‚‚offen‘ halten und NUrL
gewlsse außerste tenzen abstecken, die überschreiten in Konflikt mit ew1lgen
Vernunftwahrheiten führen würde, namentlich mit solchen, die durch die Often-
barung bestätigt oder doch durch den notwendigen Zusammenhang mi1t Often-
barungswahrheiten estu und daher VO: der Kirche mit besonderer Ireue
behüten sind

Um H.-D nicht untecht cun, muß anerkannt werden, daß nıcht wen1ige
‚„„Konstrukteure‘‘ dem gleichen Mißverständnis WwI1e erlegen sind und Aaus den
Prinzipien der katholischen Soz1iallehre unmittelbar technische Problemlösungen
abzuleiten versucht haben. Das klassısche Beispiel sind Musterkarten ‚‚Berufs-
ständischer Ordnungen““, die aus der uch VO:  } H.-D oftenbar mißverstandenen
Lehre abgeleitet worden sind, die nichts anderes besagt, als daß der Antagonismus
der Interessen nicht austeicht, die menschliche Gesellschaft sinnvoll
NCN, sondern LUr die Kooperation eme1nsam erbringenden (Te1l-) Beiträgen
ZU Wohle des Ganzen. Liberale konomen, die Nur in Marktkategorien
denken vermochten, haben daraus Zwangskartelle gemacht, andetre einen ‚‚Stände-
staat“‘“ oder W as sich SONS och alles Unsınn ausdenken ließ Hätten diese
Leute schon gewußt, daß die "LThese VO:  — ‚„„‚Quadragesimo NNO  c keine Rezeptur
ist, sondern ein ‚„„oflener Satzr. dann hätten S1e erkannt, daß S16 NUur eINE Lösung
zwingend ausschließt: den faschistischen Korporationenstaat (Mussolini WAar
intelligent begreifen!).

Leider ber Mu. festgestellt werden, daß H.-D die Thematik der katholischen
Soziallehre verkennt. Das erhellt aus dem, Was dem überaus bedeutsamen
und bis ZuUur Stunde bei weitem noch nıcht hinreichend geklärten "CThema ausführt:
ISt gemeinsames Handeln uch be1 Meinungsverschiedenheiten möglich ” Das
notwendige Miniımum Oonsens‘‘ ( Er stellt fest, „„über die vordergrün-
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digen Fragen Aiindet ine breite Auseinandersetzung Sta über die eigentlichen
Lebensziele dagegen wırd TUr Rande diskutiert‘‘, und s1ieht darın mi1t Recht
e1ine ‚ orobe Verarmung Uu1LlSCTETr gesellschaftlichen Diskussion‘““, s1ieht 1in ihr ber
uch einen „„großen Vorteil““®. Selbstverständlich ist .„leichter‘; sich über VOL-

dergründige Fragen verständigen, und ist dies nm den allermeisten Fällen
austeichend, gemeinsamem Handeln kommen‘“ (12) Wenn aber Sagt,
‚„‚auf diese Weeise sind weltaus mehr gemeinsame Aktionen möglich als 1in früheren
Zeıten, als 11111 Zuerst ine Übereinstimmung in den Fragen der ew1gen Werte
und der Theologie suchte, bevor 1119:  = sich den Problemen des praktischen Lebens
7zuwandte‘“ (e verfehlt damıt das IThema der katholischen Sozlallehre,
die dem gläubigen Menschen ZCH hat, was ohne Verstoß die „ewigen
Werte“*“ mitmachen kann und diese ihm Halt gebleten. Auch diese letzten
Endes 1mM christlichen Menschenbild yründenden, ihm sich otrientierenden Aus-
künfte sind fehlbar und mMuUussen daher u.,. zurückgenommen und berichtigt
werden. Bedienen WIr u11l der in den Wiissenschaften geläufigen Unterscheidung
VO:  n Erfahrungsgegenstand un! Erkenntnisgegenstand, ist Erfahrungsgegen-
stand der katholischen (christlichen) Soziallehre das gesellschaftliche Leben 1n
allen seinen Erscheinungsfortmen und Wandlungen, ihr Erkenntnisgegenstand
dagegen deren Vereinbarkeit oder Unvereinbarkeit mit den ewigen Wahrheiten
und Werten. Selbstverständlich sind für denjenigen, der sich 1m Bereich dessen
halten will, was mit diesen VO'  =) der Kirche gyehüteten ew1gen Wahrheiten und
Werten vereinbar ist, weniger ‚„„gemeinsame Aktionen‘‘ der pluralistischen Ge-
sellschaft möglıch als für denjenigen, für den diese Schranken nicht gelten.

Wenn H.- SagtT, ‚‚die Fragen nach Wahrheit, etztem 1nnn un: 1el*“ und
deren ‚„„Lösung‘“‘ könne dem KEinzelnen anheimgegeben werden (12) kann un
muß in der Fät die pluralistische Gesellschaft S1Ee dem FEinzelnen anheimgeben,
ber schon die politischen Parteien können das niıcht uneingeschränkt, sondern
bedürfen eINes Mindestbestandes gemeinsam bejahter, der Verfügung durch
Mehrheitsbeschlulß entrückter VWerte;: die Kirche kann schlechterdings nıiıcht.
Zwar muß S1e die Annahme oder Ablehnung dieser Wahrheiten und Werte dem
Gewissen des Einzelnen als etzter Nstanz überlassen, ber S16 hat diese Wahr-
heiten und Werte nıcht 1Ur irgendwie 1in abstracto lehren, sondern als Maßstab
für die 1im sozlalen, öÖökonomischen und politischen Leben treftenden praktischen
Entscheidungen oriffbereit darzureichen. Das wird S1e immer Nnur in sechr unvoll-
kommener Weise vermogen; nichtsdestoweniger ist dies und dies allein! ihre
Aufgabe 1n der pluralistischen Gesellschaft ist diese Aufgabe 11Ur noch viel dring-
licher geworden.

Der un: e1l des H.-D.schen Aufsatzes handelt VO ‚„ Wettbewerb als
Ausgleichsmechanismus pluralistischer Interessen““® un VO der ‚„‚Ordnung des
Wettbewerbs als AUrgäbe:. Oftenbar befinden WIr unsSs hier 1in einem anderen
Stockwerk der pluralistischen Gesellschaft, nicht mehr 1m oberen Stockwerk des
weltanschaulichen Pluralismus, sondern 1m unteren des Interessenpluralismus, auf
den der weltanschauliche Pluralismus allerdings in gewlissem Grade abfärben
kann; immerhin sind wel ganz klar gegeneinander abgesetzte Stockwerke;
WIr Ssind Iso jetzt bei einem anderen IThema als in e1l

H<D hat ein ebenso interessantes wI1ie fruchtbares ITheorem aufgestellt, wonach
der Wettbewerb 1im Markte als 1ne spezielle Erscheinungsform eines viel allze-
meineren Steuerungsinstruments verstehen ist. In diesem ınn Sagt H.-
„ Wettbewerbsordnung ist niıcht ein mögliches Gesellschaftsprogramm uUunte
vielen, sondern ine Lebensbedingung der pluralistischen Gesellschaft überhaupt‘”18) und 1in diesem inn ist der Nachsatz unumstößlich richtig; ine Gesellschaft,die uch in diesem weitgefaßten 1nnn keinen Wettbewerb zuließe, waäare nicht plu-ralistisch ; S1e ware definitione monistisch.

Mit vollem Recht verlangt H.-D VO'  - der katholischen Soz1iallehre gründlicheAuseinandersetzung mMI1It dem Pluralismus. Diese Auseinandersetzung mu ber
den weltanschaulichen Pluralismus ufts Korn nehmen, denn dafür ist die katholische
Soziallehre als normative philosophische Disziplin zuständig; den Interessen-
pluralismus kann S1e getrfost den einschlägigen Einzelwissenschaften, ZuUur ftormalen
Behandlung der Kybernetik, ZUuU  an materialen der Politologie, der Soziologie un
der Ökonomik überlassen, die dazu über das nötige Handwerkszeug verfügen.
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Über die welteren Beiträge des Bandes se1 11Ur kurz berichtet. In einem usführ-
lichen, nichtsdestoweniger ‚‚dichten‘“‘ Beitrag behandelt Langner ‚„„Politische
Ethik als Frage ökumenischer Sozialethik*““ (21—51) in wıirklıch instruktiver Weise.
Das Spannungsverhältnis VO: Freiheit und Gerechtigkeit behandelt Annette
Kuhn in dem Beitrag ‚‚SdoZzlalrechte und Freiheitsrechte‘‘ (52—-78) Aus dem VO'
diesen Jahrbüchern besonders gepflegten Bereich der Entwicklungshilfe behan-
deln aul I rappe ‚„ Irägergruppen in Entwicklungsländern‘“‘ (79—104 und Bern-
ward Joerges ‚„‚Kommunale Entwicklungsprogramme 1in der Dritten Welt““ (105 bis
121) Sanr der be1 u11ls umstrittenen und vorerst vertagten Wahlrechtsreform
schrieb Gättich einen 1Ns Grundsätzliche gehenden Beitrag (122-1 Von
den „Berichten‘‘ befassen sich wiederum wel mit Entwicklungsländern, einer MIt
den ausländischen Arbeitskräften in der BRD Buchbesprechungen sind mMit
Ausnahme VO: Monzel, Katholische Sozliallehre, dem ine Einzelbesprechung
gewldmet ist, wieder Sammelbesprechungen zusammengefaßt.

So hält dieser and in allem die Linie seiner Vorgänger und halt VOLr allem
auch, W as diese versprochen haben. A Nell-Breuning,

Heckel, Martin, $ £taat Kaırche Kunst. Rechtsfragen Kirchlicher Kulturdenkmöäler
(Tübinger Rechtswissenschaftliche Abhandlungen, 22) 80 X D D S «S
bingen 1968, Mohbhr. Kart D  9 Ln
Die vorliegende Abhandlung ist erwachsen A2US einem Rechtsgutachten, das der

Verft. dem Landtag des Landes Baden-Württemberg ZUC unparteilichen rtecht-
lichen Würdigung der Regierungsvorlage eines Denkmalschutzgesetzes erstattet
hat. Wie 1m Vorwort erklärt, wıll diese Untersuchung nıcht LLUL für Juristen,
sondern uch für die weıliteren der Denkmalpfliege beteiligten un: interessierten
Kreise geschrieben se1in.

Die schwierige un kaum allseitiger Zufriedenheit lösbare Aufga]5e‚ der sich
der Verft. gegenübersah, bestand darın, einen tragbaren Ausgleich Hinden
zwischen den entgegengesetzten Ansprüchen des Staates un der Kirche 1im Hin-
blick auf die un Denkmalschutz stehenden Sakralbauten. Die unte: dem deut-
lich erkennbaren KEinfluß staatlıcher Denkmalpfleger un Konservatoren 1Ntstan-
dene Regierungsvorlage konzediert WAar den dem Gottesdienst dienenden Sakral-
bauten einen Sonderstatus und ine potentielle KExemtion VO allgemeinen
staatlıchen Denkmalschutz un der staatlıchen Denkmalpflege; S1e knüpft diese
Exemtion jedoch die Bedingung, da über die VO:  o der Kirche erlassenden
Denkmalschutzvorschriften zwischen dem Staat un: der Kirche ‚„„‚Einvernehmen‘
erzielt werde.

Damıit unterwirft die Regierungsvorlage nicht 1U die künstlerisch-ästhetischen,
sondern uch die kultisch-liturgisch-theologischen Maßstäbe der Denkmalpflege

Sakralbauten der Letztentscheidung („„Kompetenz-Kompetenz‘“) des VO:  - Ver-
fassungs gen relig1öser und weltanschaulicher Neutralıtät verpflichteten
Staates. Es bedarf keiner langen Erörterung, daß der baden-württembergische
Gesetzgeber mit der Annahme dieser Gesetzesvorlage das in Art. des
Grundgesetzes gewährleistete Grundrecht der Glaubens- und Kultusfreiheit VeEL-
stoßen würde, auf das sich uch die Religionsgemeinschaften berufen können.

fordert eshalb ine Änderung der entscheidenden Bestimmung des 11
Abs des Gesetzentwurfs mit der Maßligabe, daß die Denkmalschutzbehörden be1
allen Entscheidungen des Denkmalschutzes (d für den Fall der Veränderung,
Entfernung oder Zerstörung) un! be1 der Denkmalp/?ege (Beratung, Förderung,
Information, Subventionierung, ständige Fühlungnahme, Konsultationspflichten)

den dem (sottesdienste dienenden Kulturdenkmalen die VO: den ‚„„‚Oberen
Kirchenorganen festgestellten gottesdienstlichen Belange vorrangig beachten‘“‘
haben Zautreftend stellt der Verf. damıt fest, daß die theologischen Beurteilungs-
maßlstäbe nicht : der Letztentscheidung des Staates unterliegen können, sondern
ausschließlich den kirchlichen Instanzen 7zustehen (174 4E 259 93 Die Letztent-
scheidung über die ein künstlerischen un! ästhetischen Fragen ll dagegennach wl1e VOTLT der staatlıchen Denkmalpflege übertragen.

Es liegt auf der Hand, daß hiler außerordentlich komplizierte Abgrenzungs-
schwierigkeiten entstehen können. Ausgehend VO':  - der Auffassung, daß die
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